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- Durchsetzung des Stockwerkeigentümerreglements

Die Themen

- Qualifikation der Fenster von zu Sonderrecht 
ausgeschiedenen Räumen

- Änderung der Benutzungsweise (mit Exkurs zum Verhältnis 
von Beschlüssen der Stockwerkeigentümergemeinschaft 
zum öffentlichen Recht)

- Ausschluss eines Stockwerkeigentümers

- Gegenstandslosigkeit eines Anfechtungsprozesses
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Durchsetzung des 
Stockwerkeigentümerreglements

4

Das Problem

Art. 712s Abs. 3 ZGB

Er [= der Verwalter] wacht darüber, dass in der Ausübung der Sonder-
rechte und in der Benutzung der gemeinschaftlichen Teile des Grund-
stückes und Gebäudes sowie der gemeinschaftlichen Einrichtungen die 
Vorschriften des Gesetzes, des Reglementes und der Hausordnung 
befolgt werden.

Der Verwalter / Die Verwalterin hat somit die Aufgabe sicherzustellen, 
dass die Vorschriften des Reglementes befolgt werden. 

Die Sachlage ist allerdings nicht so einfach, wie sie auf den ersten 
Blick erscheint. 
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Der Sachverhalt

Das Stockwerkeigentümerreglement untersagt den Stockwerk-
eigentümern, die Beschaffenheit der Böden samt Unterbau ihrer 
Räume so zu verändern, dass daraus eine Verschlechterung der 
Schallverhältnisse zulasten anderer Stockwerkeigentumseinheiten 
resultiert.

A. und B. sind als Miteigentümer zu je ½ Eigentümer einer Stock-
werkeigentumseinheit. Diese liegt direkt unter der Stockwerkeigen-
tumseinheit von E. und F. 

A. und B. sind der Meinung, die Bodenbeläge in der Einheit von 
E. und F. seien in Verletzung des Reglementes ersetzt worden. 

6

 A. und B. beantragen der Stockwerkeigentümerversammlung, 
die Verwaltung sei zu beauftragen und zu bevollmächtigen, von 
E. und F. den Rückbau der in ihrer Einheit eingebauten neuen 
Bodenbeläge zu verlangen und erforderlichenfalls gerichtlich 
durchzusetzen. Die Gemeinschaft lehnt diesen Antrag mit elf 
gegen eine Stimme ab. 

A. und B. fechten den Beschluss der Gemeinschaft beim Kreis-
gericht St. Gallen an. Sowohl vor erster Instanz als auch vor dem 
Kantonsgericht St. Gallen wird die Klage abgewiesen. 

 Beschwerde in Zivilsachen beim Bundesgericht 
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Urteil des Bundesgerichts 
(5A_17/2024, zur Publikation in der 
Amtlichen Sammlung vorgesehen)

Das Verfahren dreht sich um die Frage, ob die Stockwerkeigen-
tümergemeinschaft verpflichtet ist, das Reglement gegenüber den 
Eigentümern einer Stockwerkeigentumseinheit durchzusetzen.

Einem Stockwerkeigentümer – wie jedem Grundeigentümer – stehen 
Rechtsbehelfe zur Verfügung, um sich gegen widerrechtliche Ein-
wirkungen auf sein Eigentum zu wehren. Einem Stockwerkeigen-
tümer stehen die Abwehransprüche aus Eigentum und aus Besitz 
zur Verfügung und insbesondere ist er auch befugt, auf Unterlassung 
übermässiger Immissionen zu klagen. 

8

Die rechtlichen Beziehungen zwischen den einzelnen Stockwerk-
eigentümern und der Gemeinschaft laufen grundsätzlich über die 
Gemeinschaft. Gemäss der Rechtsprechung steht den einzelnen 
Stockwerkeigentümern keine Klage auf Einhaltung des Reglements 
zur Verfügung.  Daher muss der Stockwerkeigentümer, geht es 
nicht um Abwehransprüche aus Eigentum oder Besitz oder um 
Nachbarrecht, für sein Anliegen zuerst einen Beschluss der Gemein-
schaft erwirken, den er – folgt die Gemeinschaft seinem Antrag nicht 
– gerichtlich anfechten kann. 

A. und B. stellen sich auf den Standpunkt, der Einbau der konkreten 
Bodenbeläge durch E. und F. verstosse gegen das Reglement und 
daher müsse die Stockwerkeigentümergemeinschaft – und in deren 
Vertretung der Verwalter – den Rückbau dieser Bodenbeläge 
verlangen. 
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Das Bundesgericht verweist auf die Mehrheit der Lehrmeinungen, 
die die Pflicht, das Reglement gegebenenfalls gerichtlich durchzu-
setzen, bejahen. Folgt man diesen Lehrmeinungen, ist bei der 
Anfechtung eines Beschlusses, der sich gegen die gerichtliche 
Durchsetzung des Reglements ausspricht, vorerst zu prüfen, ob das 
Verhalten des getadelten Stockwerkeigentümers gegen das 
Reglement verstösst. Kommt das Gericht zum Schluss, dass eine 
Reglementsverletzung vorliegt, so müsste die Anfechtungsklage 
gutgeheissen und dementsprechend die Gemeinschaft verpflichtet 
werden, das Reglement gerichtlich durchzusetzen. 

10

Das Bundesgericht sieht dies anders als die Lehre. Neben 
Art. 712s Abs. 3 ZGB ist zu beachten, dass gemäss Art. 712t 
Abs. 2 ZGB der Verwalter / die Verwalterin zur Führung eines 
anzuhebenden Zivilprozesses der vorgängigen Ermächtigung 
durch die Stockwerkeigentümerversammlung bedarf.  Die 
Stockwerkeigentümergemeinschaft kann grundsätzlich frei 
entscheiden, ob sie einen Prozess führen will oder nicht. Ver-
weigert die Gemeinschaft dem Verwalter die Ermächtigung, ist 
er nicht zur Klageerhebung namens der Gemeinschaft ver-
pflichtet. Da der Verwalter keine Ermächtigung zur Klage hat, 
kann er nicht gerichtlich vorgehen. 

Aufgrund dieser Überlegung ist im vorliegenden Fall die 
Ablehnung einer gerichtlichen Durchsetzung des Reglementes 
durch die Mehrheit nicht zu beanstanden. Immerhin weist das
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Bundesgericht darauf hin, dass es sachliche Gründe gibt, dass sich 
die Gemeinschaft gegen eine Klage entscheidet, so etwa die Ver-
fahrenskosten. Die Gemeinschaft kann auch ihre eigene Ein-
schätzung der Prozessaussichten haben. Das Bundesgericht ver-
weist auch darauf, dass sich im vorliegenden Fall der Einbau der 
Bodenbeläge ausschliesslich im Verhältnis zwischen zwei Stock-
werkeigentumseinheiten auswirkt und keine gemeinschaftlichen 
Interessen betroffen sind. Das Bundesgericht erwähnt, dass A. und 
B. gestützt auf Nachbarrecht (Art. 679 i.V.m. 684 ZGB) gegen E. und 
F. vorgehen könnten. Da keine gemeinschaftlichen Interessen 
betroffen sind, besteht ein sachlicher Grund für den Beschluss der 
Stockwerkeigentümergemeinschaft.

12

Lehren aus dem Urteil

 Das Bundesgericht gewährt einer Stockwerkeigentumseinheit 
bezüglich der Frage, ob sie gegen einen einem Stockwerkeigen-
tümer vorgeworfenen Reglementsverstoss gerichtlich vorgehen 
will, ein weites Ermessen.

 Immerhin kann dem Urteil entnommen werden, dass ein sachlicher 
Grund für die Ablehnung eines solchen Vorgehens bestehen muss. 
 Der Grund sollte sinnvollerweise im Protokoll der Stockwerk-
eigentümerversammlung festgehalten werden. 

 Mögliche sachliche Gründe sind hohe Kosten oder geringe 
Erfolgsaussichten eines Verfahrens.

 Das Bundesgericht sagt allerdings auch, dass entscheidend sei, 
ob die Durchsetzung des Reglementes nur im Partikularinteresse 
eines einzelnen Stockwerkeigentümers liegt und nicht die 
Gemeinschaft als Ganzes betrifft. 
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Das Urteil ist in der Lehre auf Kritik gestossen:

 Die Weigerung der Mehrheit der Stockwerkeigentümer, das 
Reglement durchzusetzen, sollte nicht geschützt werden, weil so 
das berechtigte Vertrauen der Stockwerkeigentümer in die im 
Reglement vorgesehenen Rechte und Pflichten verletzt wird. 
Welche Bedeutung hat das Reglement dann noch? "Zahnlose 
Tiger"?

 Bezogen auf den vorliegenden Fall wäre zu fragen, was geschieht, 
wenn ein anderer Stockwerkeigentümer seine Bodenbeläge auch 
nicht reglementskonform ändert und ein anderer Stockwerkeigen-
tümer dadurch gestört wird. Kann dann die Stockwerkeigentümer-
gemeinschaft, ohne willkürlich zu handeln, im zweiten Fall gericht-
lich vorgehen?

14

 Die nachbarrechtlichen Rechtsbehelfe führen nicht in jedem Fall 
zum Ziel, weil Art. 684 ZGB nur Anwendung findet, wenn über-
mässige Immissionen vorliegen. Ohne übermässige Immissionen 
könnte gegen ein reglementswidriges Vorgehen eines Stockwerk-
eigentümers, das von der Mehrheit der Stockwerkeigentümer 
geschützt wird, nicht vorgegangen werden.
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Qualifikation der Fenster von zu 
Sonderrecht ausgeschiedenen Räumen

16

Das Problem

Im Stockwerkeigentum gibt es 

 einerseits die zu Sonderrecht eines Stockwerkeigentümers 
ausgeschiedenen Einheiten, und

 andererseits die gemeinschaftlichen Teile. 

Die Bauteile, die die äussere Gestalt und das Aussehen des Ge-
bäudes bestimmen, gehören zwingend zu den gemeinschaftlichen 
Teilen (Art. 712 Abs. 2 Ziff. 2 ZGB).

Die erwähnte Aufteilung zwischen zu Sonderrecht ausgeschiedenen 
Teilen und gemeinschaftlichen Teilen bietet insbesondere Probleme 
bei Fenstern, die einerseits für dem Sonderrecht zugewiesene 
Räume ihre Bedeutung haben (Isolation, Lichtverhältnisse) und 
andererseits die äussere Gestalt und das Aussehen des Gebäudes 
(mit)bestimmen.

15
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Handelt es sich bei Fenstern um gemeinschaftliche Teile oder um 
zum Sonderrecht gehörende Teile? 

Bedeutung der Frage: Der Unterhalt des Sonderrechts belastet den 
jeweiligen Stockwerkeigentümer; für bauliche Massnahmen an 
gemeinschaftlichen Teilen ist die Gemeinschaft zuständig.

18

Der Sachverhalt

Anlässlich der jährlichen Stockwerkeigentümerversammlung bean-
tragt A., dass die Kosten des Ersatzes der zu seiner Wohnung 
gehörenden Dachfenster von der Stockwerkeigentümergemein-
schaft zu tragen seien. 

Der Antrag wird abgewiesen mit der Begründung, dass die 
Dachfenster zum Sonderrecht von A. gehören.  Unterhalt und 
Reparaturen sind Sache des Stockwerkeigentümers. 

A. beantragt dem erstinstanzlichen Gericht die Annullierung des 
Beschlusses. Das erstinstanzliche Gericht weist die Klage ab. Das 
Gericht verweist insbesondere auf die Mehrheit der Lehre und das 
Reglement der betreffenden Stockwerkeigentümergemeinschaft, 
wonach die Dachfenster zum Sonderrecht gehören.
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A. legt beim Kantonsgericht des Kantons Jura Berufung gegen 
das Urteil des erstinstanzlichen Gerichtes ein.

20

Das Urteil befasst sich detailliert mit der Doktrin. 

Das Gericht hält fest, dass die Lehrmeinungen in Bezug auf die 
Qualifikation der Fenster von dem Sonderrecht zugewiesenen Räumen 
nicht einheitlich sind. Allerdings qualifiziert die Mehrheit der Lehre die 
Fenster als zum Sonderrecht gehörend, womit die Meinung der ersten 
Instanz bestätigt wird. 

Gemäss dem Gericht ist festzuhalten, dass, obwohl die Fenster im 
Allgemeinen das Aussehen des Gebäudes von aussen bestimmen, der 
primäre Sinn der Fenster sei, als Quelle von Licht und Luft und auch 
als Abgrenzung zu Dritten zu dienen.  Das Interesse der Gemein-
schaft ist im Vergleich zum Interesse des einzelnen Stockwerkeigen-
tümers an den Fenstern zweitrangig. Daher gehören die Fenster zum 
Sonderrecht. 

Urteil des Kantonsgerichts Jura 
CC/27/2024
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Allerdings ist der Stockwerkeigentümer in Bezug auf die Fenster 
nicht frei, da er bei der baulichen Ausgestaltung des Sonderrechts 
die gemeinschaftlichen Teile in keiner Weise in ihrer Funktion oder 
äusseren Erscheinung beeinträchtigen darf. 

In jedem Einzelfall ist die Bedeutung der Fenster für das äussere 
Erscheinungsbild des Gebäudes zu beachten. Falls der Umfang der 
Fenster, ihre Struktur oder allgemein das Konzept der Fenster für 
den äusseren Eindruck eines Gebäudes sowohl objektiv als auch 
subjektiv entscheidend sind, können solche Fenster als zwingend 
gemeinschaftlich qualifiziert werden. 

Was Dachfenster, insbesondere Lukarnen, anbelangt, gelten die 
gleichen Überlegungen. 

22

Im konkreten Fall gehören die Dachfenster zum Sonderrecht. 
 Der Beschluss der Stockwerkeigentümergemeinschaft, dass 
A. die Kosten des Ersatzes der Fenster zu tragen habe, war 
nicht zu beanstanden. 

21
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Lehren aus dem Urteil

 Kantonale Gerichte ordnen Fenster dem Grundsatz nach dem  
Sonderrecht zu.

 Der Stand der Diskussion kann wie folgt zusammengefasst 
werden: 

• Das übliche Gebäudefenster ist sonderrechtsfähig.

• Werden jedoch ganze Fensterfronten bzw. -fassaden aus 
Glas oder ähnlichem Material erstellt, ersetzen diese die 
Aussenmauern des Gebäudes und sind zwingend gemein-
schaftlich. 

• Ergänzungen der Fenster durch technische Einrichtungen 
(Storen, Jalousien, Sonnenstoren usw.) sind sonderrechts-
fähig.

24

 Obwohl die Fenster in der Regel sonderrechtsfähig sind, ist der 
Stockwerkeigentümer bei der Ausübung des Sonderrechts an 
den Fenstern nicht frei. Er darf die Fenster weder baulich 
abändern noch umbauen oder zumauern, da dadurch das 
Aussehen des Gebäudes von aussen verändert wird.

 Sind die Fenster dem Sonderrecht zugewiesen, geht deren 
Unterhalt und insbesondere auch deren Erneuerung zulasten der 
jeweiligen Stockwerkeigentümer.

 Da die Lehre nicht einheitlich ist, kann es sich bei "normalen" 
Fenstern als sinnvoll erweisen, die Fenster im Stockwerkeigen-
tümerreglement ausdrücklich als zum Sonderrecht gehörend zu 
definieren und festzulegen, dass der Ersatz der Fenster den 
jeweiligen Stockwerkeigentümer belastet.
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Änderung der Benutzungsweise

26

Der Sachverhalt

AA. und BA. sind Miteigentümer einer für gewerbliche Nutzung 
vorgesehenen Stockwerkeigentumseinheit (Raum im Erdgeschoss). 

2019 beschlossen AA. und BA., ihre Einheit, die ursprünglich als 
Kiosk genutzt wurde, in eine Weinbar umzubauen, wobei sie die 
F. Sàrl mit einem Stammkapital von CHF 20'000.00 gründeten, um 
diese Weinbar zu betreiben. Der Gemeinderat erlaubte den Betrieb 
der Weinbar und hielt fest, dass dort an jedem Tag zwischen 11.00 
und 20.30 Uhr Speisen und Getränke vor Ort konsumiert oder über 
die Gasse verkauft werden können. 

Im Jahre 2021 stellen AA. und BA. der Gemeinde ein Gesuch, die 
von der F. Sàrl betriebene Weinbar jeden Tag von 07.00 bis 24.00 
Uhr betreiben zu dürfen. Trotz Einsprache von Seiten der anderen 
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Stockwerkeigentümer gegen das Gesuch, entspricht die Gemeinde 
dem Gesuch um Abänderung der entsprechenden Bewilligung 
gemäss dem Antrag von AA. und BA. 

Noch während des Bewilligungsverfahrens vor dem Gemeinderat 
beschliesst die Stockwerkeigentümerversammlung mehrheitlich 
(nach Köpfen und Wertquoten) eine Reglementsänderung, wonach 
die Stockwerkeigentumseinheiten, die zur kommerziellen Nutzung 
vorgesehen sind, ihren Betrieb spätestens um 20.30 Uhr schliessen 
müssen. Zusätzlich wird im Reglement wörtlich festgelegt: 

Cette disposition prime sur toutes autres autorisations éventuelles
données par d'autres instances. 

28

AA. und BA. fechten diesen Beschluss der Stockwerkeigentümer-
versammlung an. Das Bezirksgericht weist die Klage ab. Auch das 
Kantonsgericht Wallis hat die gegen dieses Urteil erhobene 
Berufung abgewiesen. 

 Beschwerde in Zivilsachen an das Bundesgericht

27
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Es geht darum, ob die Stockwerkeigentümer den Klägern untersagen 
dürfen, ihre Weinbar nach 20.30 Uhr zu betreiben. 

Das ursprüngliche Reglement übernahm die Formulierung von Art. 
712a Abs. 2 ZGB, wonach der Stockwerkeigentümer in der Verwal-
tung, Benutzung und baulichen Ausgestaltung seiner eigenen Räume 
frei sei, jedoch keinem anderen Stockwerkeigentümer die Ausübung 
des gleichen Rechts erschweren dürfe. Zusätzlich präzisierte das 
Reglement, dass sämtlicher Lärm (aus welchen Gründen dieser auch 
immer entstehe) sowohl im Aussenbereich als auch innerhalb der 
Wohnungen und Räumlichkeiten, der die Ruhe der Bewohner be-
einträchtigt, untersagt sei.  

Die kantonalen Gerichte haben festgestellt, dass die Weinbar Essen 
und alkoholische Getränke in einer "musikalischen Ambiance" ver-
kauft, was zu Lärmbelästigungen und Geruchsimmissionen führt.

Urteil des Bundesgerichts
5A_460/2024

30

AA. und BA. verweisen darauf, dass Reglementsänderungen, die 
dazu führen, dass einem Stockwerkeigentümer die Nutzung seiner 
Einheit gemäss der Zweckbestimmung in bedeutender Art und 
Weise dauernd beeinträchtigt wird, nur mit seiner Zustimmung er-
lassen werden können. Das Argument überzeugt das Bundesgericht 
nicht, weil im Jahre 2019 die Stockwerkeigentümergemeinschaft von 
der Umgestaltung des bisherigen Kiosks neu in eine Weinbar 
zustimmend Kenntnis genommen hatte und AA. und BA. dabei 
dargelegt hatten, dass die Weinbar jeweils von 11.00 bis 20.30 Uhr 
öffnen würde. Die Ausdehnung des Betriebs von 07.00 bis 24.00 Uhr 
stellt eine Änderung der Benutzungsweise im Sinne von Art. 647b 
Abs. 1 ZGB dar. Eine solche Änderung der Benutzungsweise muss 
von der Mehrheit der Stockwerkeigentümer, die zugleich die Mehr-
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heit der Wertquoten vertreten, genehmigt werden. Diese Zustim-
mung hatten AA. und BA. nicht.

Die Stockwerkeigentümergemeinschaft war berechtigt, das Ansinnen 
als eine Änderung der Benutzungsweise zu qualifizieren. Da die 
nötige Mehrheit für diese Änderung nicht erreicht wurde, wurde der 
Antrag der Eheleute AA. und BA. zu Recht abgelehnt.

Das Bundesgericht hält auch fest, dass es vorliegend "nur" um eine 
Änderung der Benutzungsweise im Sinne von Art. 647b Abs. 1 ZGB 
ging und nicht um eine Änderung der Zweckbestimmung der Stock-
werkeigentumseinheit im Sinne von Art. 648 Abs. 2 ZGB. 

 kein einstimmiger Beschluss der 
Stockwerkeigentümergemeinschaft notwendig

32

Sowohl im hier besprochenen Urteil als auch im Urteil 5A_261/2024 
taucht die Frage auf, ob es zulässig sei, eine von einem Stockwerk-
eigentümer erhaltene öffentlich-rechtliche Bewilligung durch einen 
Beschluss der Stockwerkeigentümergemeinschaft auszuhebeln. 

Das Bundesgericht stellt klar, dass die Stockwerkeigentümer Regeln 
zur Nutzung insbesondere kommerzieller Räumlichkeiten aufstellen 
können, die nicht alle Möglichkeiten, die das öffentliche Recht bietet, 
ausnützen.

Anders gesagt: Eine Stockwerkeigentümergemeinschaft muss eine 
bestimmte ihrem Reglement widersprechende Nutzung auch dann 
nicht dulden, wenn diese Nutzung öffentlich-rechtlich erlaubt wird.

Exkurs: Verhältnis von Beschlüssen der 
Stockwerkeigentümergemeinschaft 
zum öffentlichen Recht

31
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Lehren aus dem Urteil

 Entscheidend ist, welchem Zweck eine Stockwerkeigentumseinheit 
gewidmet ist. Ist die Widmung sehr breit formuliert, ist sehr vieles 
möglich. Ist diese Widmung eng formuliert, kann es zu Problemen 
führen. 

 Im vorliegenden Fall war aufgrund eines früheren Beschlusses der 
Stockwerkeigentümerversammlung klar, dass die Nutzung der 
einen Stockwerkeigentumseinheit als Weinbar auf einen Betrieb 
zwischen 11.00 und 20.30 Uhr in Ordnung war. Bei Gutheissung 
der massiven zeitlichen Erweiterung der Nutzung wäre die 
Nutzungsweise geändert worden. Dies wäre nur bei Zustimmung 
der Stockwerkeigentümer nach Köpfen und nach Wertquoten 
möglich gewesen. 

34

 Eine nur einstimmig zu beschliessende Zweckänderung lag 
sicher nicht vor. Insbesondere kann von einer einstimmig zu 
beschliessenden Änderung der Zweckbestimmung einer 
Stockwerkeigentumseinheit nur dann die Rede sein, wenn 
dadurch der Charakter des ganzen Gebäudes verändert wird.

33
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Ausschluss eines Stockwerkeigentümers

36

1. Problem

Es geht darum, welchen Einfluss der Umstand hat, dass eine Stock-
werkeigentümerin, deren Ausschluss mit der Klage beantragt worden 
war, während laufendem erstinstanzlichen Verfahren ihre Stockwerk-
eigentumseinheit verkauft hat. Die erste Instanz (Bezirksgericht 
Bremgarten) führte entsprechend der Lehre aus, es mangle an der 
Passivlegitimation und die Klage sei in Bezug auf diese Beklagte 
abzuweisen.  

Das Obergericht des Kantons Aargau vertritt eine andere Auffassung. 
Das Obergericht ist der Meinung, dass die Klage in einem solchen Fall 
wegen Gegenstandslosigkeit abgeschrieben werden muss. Es kommt 
also nicht zu einer eigentlichen Abweisung der Klage.

Urteil des Obergerichts des Kantons Aargau
ZOR 2024.10
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2. Problem

Der Kläger, der den Ausschluss mehrerer Stockwerkeigentümer 
verlangte, hatte sich, wie die kantonalen Gerichte feststellten, selbst 
grob gemeinschaftswidrig verhalten. Daher konnte er den Ausschluss 
der Beklagten aus der Stockwerkeigentümergemeinschaft nicht 
verlangen (Grundlage: BGE 137 III 534; in diesem Urteil hatte das 
Bundesgericht festgehalten, ein Mitglied der Stockwerkeigentümer-
gemeinschaft, das selbst in grober Weise rechtliche und moralische 
Regeln des Gemeinschaftsverhältnisses missachtet, könne nicht 
geltend machen, die Fortsetzung der Gemeinschaft mit anderen sich 
gemeinschaftswidrig verhaltenden Mitgliedern sei ihm nicht zumutbar). 

38

Lehren aus dem Urteil

 Ob im Ausschlussprozess der Verkauf einer Stockwerkeigentums-
einheit durch einen Beklagten dazu führt, dass der Prozess 
wegen Gegenstandslosigkeit abzuschreiben ist oder die Klage 
wegen mangelnder Passivlegitimation abzuweisen ist, ist primär 
eine akademische Frage und hat kaum praktische Auswirkungen.

 Heikel ist die Aussage, dass ein Mitglied einer Stockwerkeigen-
tümergemeinschaft, das sich selbst grob gemeinschaftswidrig 
verhält, mit einer Klage gegen andere Stockwerkeigentümer auf 
Ausschluss nicht gehört werden kann. Das Bundesgerichtsurteil, 
auf das sich das Obergericht des Kantons Aargau stützt, behan-
delte einen Fall, in dem ein in Stockwerkeigentum aufgeteiltes 
Gebäude nur zwei Stockwerkeigentümer aufwies. In einem 
solchen Fall kann der eine Stockwerkeigentümer gegen den

37

38



17.11.2025

20

39

anderen auf Ausschluss klagen. Bei einer solchen Konstellation 
kann der Antrag auf Ausschluss durch einen sich grob gemein-
schaftswidrig verhaltenden Stockwerkeigentümer nicht gehört 
werden. Wenn es allerdings mehrere Stockwerkeigentümer gibt, 
ist die Situation eine andere, da überhaupt nur auf Ausschluss 
geklagt werden kann, wenn die Ermächtigung durch einen Mehr-
heitsbeschluss der Stockwerkeigentümer vorliegt. Bei dieser 
Konstellation ist nach der hier vertretenen Auffassung das Prinzip 
so nicht anwendbar.

 Immerhin macht es wohl Sinn, dass, wenn ein Mehrheitsbe-
schluss für den Ausschluss eines Stockwerkeigentümers vorliegt, 
ein "unbescholtener" Stockwerkeigentümer die Klage gegen 
einen auszuschliessenden Stockwerkeigentümer übernimmt. 
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Gegenstandslosigkeit eines 
Anfechtungsprozesses
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Das Problem

Häufig wird im Verlaufe eines Anfechtungsprozesses ein Vergleich 
abgeschlossen, der dazu führt, dass die angefochtenen Beschlüsse 
von einer neuen Stockwerkeigentümerversammlung aufgehoben und 
allenfalls auch neue Beschlüsse, auf die man sich geeinigt hat, 
beschlossen werden. 

Es stellt sich die Frage, unter welchen Bedingungen der Anfechtungs-
prozess abgeschrieben werden kann. 

42

Grundsatz: Der hängige Anfechtungsprozess ist dann gegenstands-
los, wenn die im Prozess angefochtenen Beschlüsse anlässlich einer 
späteren Stockwerkeigentümerversammlung wieder aufgehoben 
werden. 

Der Anfechtungsprozess ist allerdings nur dann gegenstandslos und 
kann abgeschrieben werden, wenn Klarheit darüber besteht, dass 
die die angefochtenen Beschlüsse aufhebenden Beschlüsse nicht 
ihrerseits von einem der Stockwerkeigentümer angefochten werden. 
Zudem muss feststehen, dass gegen den Aufhebungsbeschluss 
keine Nichtigkeitsgründe vorliegen.

Die wichtigste Voraussetzung für das Abschreiben des Anfechtungs-
prozesses ist, dass kein Stockwerkeigentümer den Aufhebungs-
beschluss selbst angefochten hat.  

Urteil des Bundesgerichts 
5A_696/2023
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 Die in Art. 75 ZGB vorgesehene Monatsfrist für die Anfechtung 
des Beschlusses muss abgelaufen sein. 

Zudem muss aus dem Beschluss der neuen Versammlung zweifels-
frei hervorgehen, dass der gerichtlich angefochtene Beschluss 
aufgehoben wurde. 

Die Aufhebung des angefochtenen Beschlusses durch eine neue 
Stockwerkeigentümerversammlung und der Umstand, dass der 
aufhebende Beschluss nicht angefochten wurde, muss dem Gericht 
belegt werden. 

Das Gericht, bei dem die Anfechtungsklage hängig ist, muss sich 
vergewissern, dass gegen den Aufhebungsbeschluss keine 
Nichtigkeitsgründe vorliegen.
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Lehren aus dem Urteil

 Einigen sich die Parteien eines Anfechtungsprozesses darauf, 
dass der angefochtene Beschluss aufgehoben wird, muss 
sorgfältig vorgegangen werden.  

 Es muss korrekt zu einer neuen Stockwerkeigentümerver-
sammlung eingeladen werden, um so das Risiko eines 
nichtigen Beschlusses auszuschliessen. 

 Die Versammlung, die den ursprünglichen Beschluss aufhebt 
(und allenfalls einen neuen Beschluss, auf den man sich 
geeinigt hat, fällt), muss sauber protokolliert werden, damit klar 
ist, dass tatsächlich der oder die angefochtenen Beschlüsse 
aufgehoben wird bzw. werden.
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 Das Gericht, bei dem der Anfechtungsprozess hängig ist, kann 
den Prozess erst nach Ablauf der Anfechtungsfrist von einem 
Monat als gegenstandslos abschreiben.

 Das Gericht muss die ihm von den Parteien unterbreiteten 
Unterlagen bezüglich der Aufhebung des alten Beschlusses 
und der neuen Beschlüsse prüfen. 
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Ich danke für 15 Jahre 
Aufmerksamkeit!
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